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POLITISCHE THEORIE UND 
IDEENGESCHICHTE

Toens, Katrin, und Ulrich Willems 
(Hrsg.). Politik und Kontingenz. 
Wiesbaden. Springer VS Verlag 2012. 
306 Seiten. 39,95 €. 

Katrin Toens und Ulrich Willems ha-
ben einen Band herausgegeben, der auf 
die in den Sozialwissenschaften ver-
breitete Forschungslücke des Stellen-
wertes von Kontingenz in modernen 
Gesellschaften aufmerksam macht. 
Während gerade die empirische For-
schung nach Kausalzusammenhängen 
trachtet und somit ausdrücklich auf 
Kontingenzreduktion bedacht ist, steht 
sie damit jedoch im Widerspruch zu ih-
rem wirklichkeitswissenschaftlichen 
Anspruch. 
Diese Diskrepanz bietet den Herausge-
bern Anlass, um zunächst auf drei 
grundsätzliche Problemlagen aufmerk-
sam zu machen. Erstens entziehe sich 
die Kontingenz gesellschaftlicher Ent-
wicklungen empirischen Untersuchun-
gen, so dass bisherige Analysen Kon-
tingenz vorrangig in historischen 
Dimensionen aufspüren. Zweitens stel-
le sich die Frage nach „der Gestal-
tungsfähigkeit der Politik unter Bedin-
gungen gesellschaftlicher Kontingenz“ 
(14). Und drittens müsse eine kontin-
genztheoretische Perspektive immer 
auch die dieser Perspektive eigene 
Kontingenz berücksichtigen, da es kei-
ne letzten Beobachter und somit keine 
schlussendliche Wahrheit gebe (15). 
Ausgehend davon gelingt es den Her-
ausgebern, eine Reihe von Beiträgen zu 

bündeln, die vorab quasi als Überbau 
den kontingenzerfahrenen philosophi-
schen, soziologischen und historischen 
Forschungsstand widerspiegeln, um so-
dann im zweiten Block drei Stoßrich-
tungen zu verfolgen. Hier beziehen sich 
die Beiträge zunächst auf Entschei-
dungsprozesse in der Demokratie (97-
160), sie richten sich weiterhin in ver-
gleichender Perspektive auf die 
Europäische Integration und Globali-
sierung (161-205) und greifen schließ-
lich empirische und normative politik-
theoretische Aspekte auf (207-303). 
In gewohnt souveräner Manier unter-
nimmt Hans Joas den Auftakt und 
kritisiert zunächst die inflationäre Ver-
breitung monothematischer Zeitdiag-
nosen. Er schlägt stattdessen vor, eine 
Rekonstruktion der Moderne in von
einander unabhängige Sub-Prozesse 
vorzunehmen, die im Licht einer „Sen-
sibilität für Kontingenz“ (27) eine 
mögliche Integration „des rationalen 
Kerns“ (26) bisheriger Diagnosen in 
„einer multinationalen Perspektive er-
laubt“ (26). Neben gängigen Moderni-
sierungsprozessen verweist Joas auf die 
Individualisierung und auf die gestiege-
nen Handlungsmöglichkeiten, die es 
rechtfertigen, von einem „Zeitalter der 
Kontingenz“ (33) zu sprechen, womit 
er allerdings seinen anfangs vorge-
brachten Kritikpunkt konterkariert. 
Elena Esposito gelingt in ihrem Beitrag 
ein eindrücklicher Brückenschlag zwi-
schen den formal-logischen Ansprü-
chen an den Kontingenzbegriff einer-
seits und seinen sozialen Dimensionen 
andererseits. Sie zeigt, inwiefern es der 
Kontingenzbegriff erfordert, ihn auf 
das Reale zu beziehen und erst von 
dort aus Möglichkeiten zu projizieren, 
„anstatt von einem Möglichen über-
haupt auszugehen, das die Realität als 
abstrakte Instanz einschließt“ (40). 
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Ihre Unterscheidung in Beobachter 
erster und zweiter Ordnung verdeut
licht, dass jede wahrgenommene Welt 
in Relation zu ihrem Beobachter steht, 
was aus demokratietheoretischer Per
spektive deshalb interessant ist, weil es 
keine letzten Beobachter gibt, welche 
befähigt wären, die Qualität politischer 
Entscheidungen hinsichtlich ihres Ab-
solutheitsanspruches zu würdigen. 
Arnd Hoffmann unterstreicht den 
dringenden Forschungsbedarf einer 
weiterreichenden Auseinandersetzung 
mit dem Kontingenzbegriff, weil insbe-
sondere die für die Geschichtswissen-
schaften bestehenden Theorien die 
„Grenzen ihres Erklärungsvermögens 
erreicht“ haben (49). Der von ihm ge-
forderte Perspektivenwechsel weg von 
der Beschreibung „notwendiger Be-
stimmtheit auf die Beschreibung mögli-
cher Unbestimmtheit“ (49) gestatte es 
erst, die Fundamente einer Theorie der 
Geschichte zu ermessen. 
Ähnliches konstatiert auch Wolfgang 
Knöbl, der jedoch in der Auseinander-
setzung mit Kontingenz auch die Aner-
kennung notwendiger Bereiche fordert. 
Seinen Befund einer „Dekontingenzie-
rung“ (74) löst mit Beginn der 1970er 
Jahre die „erzählende Geschichts-
schreibung“ (75) ab, die ein neues 
Licht auf den Ereignisbegriff wirft, der 
wiederum die aus der Anerkennung 
kontingenter Phänomene einerseits 
und der Neuentstehung pfadabhängi-
ger Mechanismen andererseits entste-
hende Ambivalenz verdeutlicht. 
In Rekurs auf seine früheren Proble-
matisierungen der Kontingenz zum Ge-
gensatzpaar Freiheit und Abhängigkeit 
problematisiert Kari Palonen unter Ge-
sichtspunkten einer rhetorischen Be-
griffsgeschichte Aspekte des Parlamen-
tarismus und dessen Streitkultur. Als 
Leitidee des Parlamentarismus gilt die 

„Rede pro et contra“ (99), die Palonen 
in Anlehnung an Skinner der „Abhän-
gigkeit von anderen“ (ebd.) und somit 
der Freiheit gegenüberstellt. Deswegen 
erfährt die Kontingenz gerade in der 
parlamentarischen Deliberation eine 
Steigerung, die in bisherigen Kontexten 
bislang nicht thematisiert wurde.
Die vielfach konstatierte Zunahme 
neuer Entscheidungshorizonte in mo-
dernen Gesellschaften nimmt Friedbert 
W. Rüb zunächst zum Anlass, eine sehr 
überzeugende und längst überfällige 
Deskription des Entscheidungsbegriffes 
darzulegen. Als Lösungsstrategie ist die 
Herbeiführung allgemeinverbindlicher 
Entscheidungen das Credo moderner 
Politik. Rüb jedoch kritisiert eben jene 
aus seiner Sicht zu kurz gegriffene Vor-
stellung und schreibt, politisches Han-
deln sei nicht allein die Reaktion auf 
gesellschaftliche Entwicklungen, son-
dern ein eigenständiges Spiel mit Kon-
tingenzen und Möglichkeiten (118). 
Diese von ihm als „Handlungskontin-
genz der Politik“ (ebd.) bezeichnete 
Praktik überführt er in das spannende 
Fazit, Politik könne nur noch Macht in 
den Verhältnissen kumulieren, jedoch 
keine Macht mehr über die Verhältnis-
se ausüben (ebd.). 
Ebenso nimmt Anna Geis das Begriffs-
paar „Problemlösung“ und „Politik“ 
zum Anlass, um zu veranschaulichen, 
dass es das Rationalitätsversprechen 
moderner Regierungspraktiken erfor-
dere, öffentliches Nichtwissen gelten 
zu lassen. Das Bemühen der Politik, 
der von allen Seiten diagnostizierten 
Zunahme des Handelns unter Unsi-
cherheit durch den Rückgriff auf Ex-
pertenwissen zu lösen, ist, laut Geis, 
zum Scheitern verurteilt, weil jedem 
Wissenszuwachs ein Zuwachs an 
Nichtwissen gegenübersteht und somit 
die Kontingenzproblematik durch Ent-
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scheidungshandeln nicht ausgehebelt 
werden kann.
Hans Lietzmann gelingt es in seinem 
Beitrag, anhand der institutionellen Be-
griffsgeschichte der EU als System sui 
generis herauszuarbeiten, worin ihr ge-
nealogischer Gehalt liegt. Maßgeblich 
hierfür sei die als eigentümlich be-
schriebene sprachlich implizierte „kon-
stitutionelle Eigenlogik“ (167) des Sys-
tems. Lietzmann zeichnet detailliert 
nach, welche kontingenten Momente 
die Genese eines solchen Systems an-
stoßen konnten und zugleich, dass eine 
solche „Begriffspolitik“ (171) zukünf-
tige Handlungs- und Gestaltungsfrei-
heiten nach sich zieht. 
Während insbesondere linke Globali-
sierungskritiker staatlichem Handeln in 
Zeiten der Globalisierung rückläufige 
Handlungs- und Entscheidungsmög-
lichkeiten attestieren, vertritt Edgar 
Grande in seinem Beitrag die These, die 
Politik besäße nach wie vor substan-
zielle Handlungsmöglichkeiten (190), 
die sich jedoch entlang der ambivalen-
ten Strukturen der Globalisierung nicht 
objektiv bestimmen ließen, so dass die 
Nutzung geeigneter Steuerungsinstru-
mente politisch kontingent sei (191). 
Erfrischend erscheint hier der Gedanke, 
staatlicher Souveränitätsverzicht könne 
materielle Souveränität zur Folge haben 
(199). 
Joachim Blatter entwickelt eine kom-
plexe Theorie der reflexiven Demo
kratie, wobei er mit dem Begriff der 
„konstitutiven Kontingenz“ (208) ver-
deutlicht, dass auch etablierte Aus-
gangspunkte zur Disposition stehen 
können, wenn mehrere normative Di-
mensionen anerkannt werden. Diesen 
Gedanken illustriert Blatter an Lincolns 
Ausspruch, Demokratie sei government 
of the people, by the people, and for 
the people. Blatter zeigt auf, dass ge-

genwärtig die Einheitlichkeit weder von 
government, noch von people gewahrt 
sei, was Auswirkungen auch auf die 
einst eindeutige Differenzierung von 
input- bzw. output-orientierte Legiti-
mationsformen habe (211). 
Markus Holzinger schreibt einen dis-
kursiven Beitrag zum Verhältnis von 
Normativismus und Dezisionismus 
und rückt hierfür den Entscheidungs-
begriff ins Zentrum, welcher für beide 
Denkrichtungen ein kontingentes Mo-
ment darstelle. Während der Normati-
vismus Ergebnisse von Entscheidung 
nach Rationalitätskriterien einer guten 
Gesellschaftsordnung bemesse, (232), 
behauptet der Dezisionismus, es gäbe 
gar keine entscheidenden Gründe für 
eine Entscheidung (233). Holzinger be-
tont, dass jede normative Begründung 
zum Beispiel für die Legitimität des 
Staates insofern kontingent sei, als sich 
auch für alternative Begründungen 
hätte entschieden werden können. 
Katrin Toens zeigt am Beispiel der So
zialversicherung den Zusammenhang 
zwischen politischer Kontingenz und 
sozialer Gerechtigkeit auf, indem sie he-
rausstellt, inwiefern das gesellschaft
liche Bedürfnis nach Risikobewältigung 
kalkulierbar wird, so dass die Sozialver-
sicherung als „Institution gesellschaft
licher Kontingenzbewältigung par ex-
cellence“ (250) gelte. So braucht es zum 
einen für politische Entscheidungen im 
Hinblick auf gesellschaftliche Wirklich-
keiten Kontingenzen als Möglichkeits-
raum, zum anderen können die aus 
diesen Kontingenzen hervorgehenden 
Entscheidungen vor zukünftige Kontin-
genzerfahrungen schützen, was in Über-
einstimmung mit gesellschaftlichen Ge-
rechtigkeitsvorstellungen steht. 
Im abschließenden Beitrag befasst sich 
Ulrich Willems mit der Grundsatzfra-
ge, welche Herausforderungen durch 
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den gegenwärtigen Wertepluralismus 
westlich liberaler Gesellschaften für die 
normative politische Theorie bestehen. 
Hierfür steht die Position von John 
Gray im Mittelpunkt der Diskussion, 
der sich für einen modus vivendi aus-
spricht, mit dem zwar, im Gegensatz zu 
liberalen Vorstellungen von Rawls, in-
stabile gesellschaftliche Verhältnisse 
konnotiert sind, der jedoch den Werte-
pluralismus als Moment von Dissens 
und Konflikt in der Politik zumindest 
anerkennt. Willems schlägt eine Brücke 
zwischen dem Kontingenzverständnis 
von Michael Th. Greven und einem 
spezifisch geprägten Wertepluralismus 
und zeigt auf, dass die Zustimmung zu 
bzw. Ablehnung von bestimmten Wer-
ten den vielfältigen Lebensweisen ge-
schuldet und insofern kontingent ist. 
Mit der Herausgabe des Sammelbandes 
wird eine Vielzahl von Beiträgen gewür-
digt, welche auf sehr unterschiedliche 
Aspekte von Kontingenz gerichtet sind, 
wodurch insbesondere für die auf Kon-
tingenzreduktion bedachten empirischen 
Sozialwissenschaften große Anschluss
fähigkeiten für weitere Forschungsar
beiten generiert wurden. Auffällig ist je-
doch, dass sich die Auswirkungen von 
Kontingenzerfahrungen auf die Bürger, 
als die eigentlichen Adressaten von poli-
tischem Entscheidungshandeln, nur am 
Rande Beachtung finden. 

Sonja Clasing

Czerwick, Edwin. Politik als System. 
Eine Einführung in die Systemtheorie 
der Politik. München. Oldenbourg 2011. 
296 Seiten. 29,80 €.

Edwin Czerwick mimt die Rolle des 
Provokateurs. In seinem Werk „Politik 
als System“ hält der Koblenzer Politik-
wissenschaftler ein flammendes Plädo-

yer, die politische Systemtheorie aus 
der theoretischen Mottenkiste hervor-
zukramen und ihr schlummerndes For-
schungs- und Erkenntnispotential zu-
gunsten einer allgemeinen Theorie der 
Politik zu wecken. Zugleich agiert er 
willentlich als Brandstifter in der ein-
gefahrenen Theoriedebatte seines 
Fachs, das der Mut verlassen habe, Po-
litik gemäß ihrer unabdingbar über-
bordenden Komplexität aus einer 
ganzheitlichen Perspektive zu betrach-
ten. Immer kleinteiligere Einzelfallstu-
dien würden das Detailwissen über po-
litische Phänomene mehren, ohne einer 
konsensualen Antwort auf die grundle-
gendste aller Fragen näher zu kom-
men: Wie funktioniert Politik? Die 
„Unübersichtlichkeit des Faches“ führe 
zur „Ohnmacht“ (V) derjenigen, die 
sich aufmachen, es zu lernen und be-
herrschen. Insbesondere die deutsche 
Politikwissenschaft ignoriere die politi-
sche Systemtheorie wegen fremder Be-
grifflichkeiten und nicht zuletzt, weil 
sie den Staatsbegriff durch den des Sys-
tems ersetze. Czerwick will mit seinem 
einführenden Werk Anstoß geben, 
überkommene Vorurteile über die poli-
tische Systemtheorie zu überwinden 
und sie aus ihrem Dornröschenschlaf 
zu befreien, der wissenschaftlich tö-
richt wäre, weil ihre ergänzende – nicht 
ersetzende oder exklusive (!) – Per
spektive auf politische Prozesse fahr-
lässig ungenutzt bliebe.
Als System definiert Czerwick „eine ge-
genüber einer Umwelt abgrenzbare 
Einheit, die aus miteinander in Bezie-
hung stehenden Elementen besteht, die 
jeweils durch das System festgelegte Ei-
genschaften und Funktionen aufweisen, 
die arbeitsteilig darauf gerichtet sind, 
dass das Gesamtsystem bestimmte Leis-
tungen für sich und seine Umwelt er-
bringen kann“ (40). Funktion des poli-

https://doi.org/10.5771/0032-3470-2014-4-746 - Generiert durch IP 216.73.216.89, am 10.03.2026, 08:32:25. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0032-3470-2014-4-746

